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SATZUNG 
 

über die öffentliche 
 

A B W A S S E R B E S E I T I G U N G 
 

der Stadt Altenberg 
 

(Abwassersatzung - AbwS) 
vom 12.05.2015 

 
 
Aufgrund von § 56 des Wasserhaushalts-
gesetzes (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. S. 
2585) i. g. F., § 50 des Sächsischen Wasser-
gesetzes (SächsWG)vom 12. Juli 2013 
(SächsGVBl. Jg. 2013, Bl.-Nr. 10, S. 503, Fsn.-
Nr.: 612-3/2, gültig ab 09.05.2015) i. g. F. 
und der §§ 4, 14 und 124 der Gemeinde-
ordnung für  den  Freistaat Sachsen 
(SächsGemO) in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 03.03.2014 (SächsGVBl., Jg. 
2014, Bl.-Nr. 5, S. 146) i. g. F. in Verbindung 
mit den §§ 2, 9, 17 und 33 des Sächsischen 
Kommunalabgabengesetzes (SächsKAG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26. August 2004 (GVBl. S. 418, ber. im GVBl. 
2005 S. 306), zuletzt geändert durch Artikel 
6 des Gesetzes vom 28. November 2013 
(SächsGVBl. S. 822) i. g. F.  hat der Stadtrat 
der Stadt Altenberg am 11. Mai 2015 fol-
gende Satzung beschlossen: 
 
 

1. Teil – Allgemeines 
 

§ 1 Öffentliche Einrichtung 
 

(1) Die Stadt Altenberg (im Folgenden: 
Stadt) betreibt die Beseitigung des in ihrem 
Gebiet anfallenden Abwassers als eine 
einheitliche öffentliche Einrichtung (aufga-
benbezogene Einheitseinrichtung). Zur öf-
fentlichen Einrichtung nach Satz 1 gehören 
nicht das Gebiet des Ortsteiles Rehefeld-
Zaunhaus und der Teil von Neuhermsdorf. 
 
(2) Als angefallen gilt Abwasser, das  

− über eine private Grundstücks-
entwässerungsanlage in die öffent-
lichen Abwasseranlagen gelangt 
oder  

− zu einer öffentlichen Abwasserbe-
handlungsanlage gebracht wird. 

 
 
 

(3) Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, 
Erweiterung oder Änderung der öffentli-
chen Abwasseranlagen besteht nicht. 
 
(4) Die Beseitigung von Abwasser aus 
Kleinkläranlegen und abflusslosen Gruben 
(dezentrale Entsorgung § 2 Abs. 4 Satz 1) ist 
nicht Bestandteil dieser Satzung und wird 
durch gesonderte Satzung geregelt. 
 
 

§ 2 Begriffsbestimmungen 
 
(1) Abwasser ist das durch häuslichen, ge-
werblichen, landwirtschaftlichen oder sons-
tigen Gebrauch in seinen Eigenschaften 
veränderte Wasser und das bei Trocken-
wetter damit zusammen ab-fließende 
Wasser (Schmutzwasser), das von Nieder-
schlägen aus dem Bereich von bebauten 
oder befestigten Flächen gesammelt ab-
fließende Wasser (Niederschlagswasser) 
sowie das sonstige in öffentliche Abwas-
seranlagen mit Schmutzwasser oder Nie-
derschlagswasser fließende Wasser. Als 
Schmutzwasser gelten auch die aus Anla-
gen zum Behandeln, Lagern und Ablagern 
von Abfällen austretenden und gesammel-
ten Flüssigkeiten. 
 
(2) Öffentliche Abwasseranlagen haben 
den Zweck, das im Stadtgebiet angefalle-
ne Abwasser zu sammeln, den Abwasser-
behandlungsanlagen zuzuleiten und zu 
reinigen. Öffentliche Abwasseranlagen 
sind insbesondere die öffentlichen Kanäle, 
Regenrückhaltebecken, Regenüberlauf- 
und Regenklärbecken, Abwasserpump-
werke und Klärwerke sowie offene und 
geschlossene Gräben, soweit sie der öf-
fentlichen Abwasserbeseitigung dienen. Zu 
den öffentlichen Abwasseranlagen gehö-
ren auch die Grundstücksanschlüsse im 
Bereich der öffentlichen Verkehrs- und 
Grünflächen bis zur Grundstücksgrenze 
(Anschlusskanäle im Sinne von § 11). 
 
(3) Private Grundstücksentwässerungsan-
lagen sind alle Anlagen, die der Samm-
lung, Behandlung, Prüfung und Ab-leitung 
des Abwassers bis zur öffentlichen Abwas-
seranlage dienen. Dazu gehören insbe-
sondere Leitungen, die im Erdreich oder 
Fundamentbereich verlegt sind und das 
Abwasser dem Anschlusskanal zuführen 
(Grundleitungen), Hebeanlagen, abflusslo-
se Gruben und Kleinkläranlagen.  
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(4) Grundstücke, für die weder eine lei-
tungsgebundene Anschlussmöglichkeit 
noch ein tatsächlicher leitungsgebundener 
Anschluss über öffentliche Kanäle an ein 
öffentliches Klärwerk besteht und deren 
Abwasser in einer privaten Kleinkläranlage 
behandelt oder in einer privaten abflusslo-
sen Grube gesammelt und jeweils abge-
fahren wird, gelten als dezentral entsorgt 
im Sinne von § 17 Abs. 1 Satz 2 und 3 
SächsKAG. Die nicht unter Satz 1 fallenden 
Grundstücke gelten als zentral entsorgt. 
 
 

2. Teil – Anschluss und Benutzung 
 
 

§ 3 Berechtigung und Verpflichtung zum 
Anschluss und zur Benutzung 

 
(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf 
denen Abwasser anfällt, sind nach näherer 
Bestimmung dieser Satzung berechtigt und 
verpflichtet, ihre Grundstücke an die öf-
fentlichen Abwasseranlagen anzuschlie-
ßen, diese zu benutzen und das gesamte 
auf den Grundstücken anfallenden Ab-
wasser der Stadt im Rahmen des § 50 
SächsWG zu überlassen, soweit die Stadt 
zur Abwasserbeseitigung verpflichtet ist 
(Anschluss- und Benutzungszwang). Der 
Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur 
baulichen Nutzung des Grundstücks Be-
rechtigte tritt an die Stelle des Eigentümers. 
 
(2) Die Benutzungs- und Überlassungs-
pflicht nach Absatz 1 trifft auch die sonst 
zur Nutzung eines Grundstücks oder einer 
Wohnung berechtigten Personen. 
 
(3) Grundstücke sind, wenn sie mit einer 
baulichen Anlage versehen werden, anzu-
schließen, sobald die für sie bestimmten 
öffentlichen Abwasseranlagen betriebsfer-
tig hergestellt sind. Wird die öffentliche 
Abwasseranlage erst nach Errichtung einer 
baulichen Anlage hergestellt, so ist das 
Grundstück innerhalb von sechs Monaten 
nach der betriebsfertigen Herstellung an-
zuschließen. 
 
(4) Unbebaute Grundstücke sind anzu-
schließen, wenn der Anschluss im Interesse 
der öffentlichen Gesundheitspflege, des 
Verkehrs oder aus anderen Gründen des 
öffentlichen Wohls geboten ist. 

 
(5) Abwasser, das auf Grundstücken an-
fällt, die nicht an die öffentlichen Abwas-
seranlagen angeschlossen sind, hat der 
nach den Absätzen 1 und 2 Verpflichtete 
der Stadt oder dem von ihr beauftragten 
Unternehmer zu überlassen (Benutzungs-
zwang). Dies gilt nicht für Niederschlags-
wasser, soweit dieses auf andere Weise 
ordnungsgemäß beseitigt wird. 
 
(6) Bei Grundstücken, die nach dem Ab-
wasserbeseitigungskonzept der Stadt nicht 
oder noch nicht an einen öffentlichen  
Abwasserkanal angeschlossen werden 
können, kann der Grundstückseigentümer 
oder der sonstige nach § 3 Abs. 1 Ver-
pflichtete den Anschluss seines Grund-
stücks verlangen, wenn er den für den Bau 
des öffentlichen Kanals entstehenden 
Aufwand übernimmt und auf Verlangen 
angemessene Sicherheit leistet. Einzelhei-
ten, insbesondere die Frage, wer den 
Unterhaltungs- und Erneuerungsaufwand 
trägt, werden durch einen öffentlich-
rechtlichen Vertrag geregelt. 
 
 

§ 4 Anschlussstelle, vorläufiger Anschluss 
 
(1) Wenn der Anschluss eines Grundstücks 
an die nächstliegende öffentliche  Abwas-
seranlage technisch  unzweckmäßig oder 
die Ableitung des Abwassers über diesen 
Anschluss für die öffentliche Abwasseran-
lage nachteilig wäre, kann die Stadt ver-
langen oder gestatten, dass das Grund-
stück an eine andere öffentliche Abwas-
seranlage angeschlossen wird. 
 
(2) Ist die für ein Grundstück bestimmte 
öffentliche Abwasseranlage noch nicht 
erstellt, kann die Stadt den vorläufigen 
Anschluss an eine andere öffentliche Ab-
wasseranlage gestatten oder verlangen. 
 
 

§ 5 Befreiungen vom Anschluss- und Be-
nutzungszwang 

 
Von der Verpflichtung zum Anschluss an 
die öffentliche Abwasserbeseitigung und 
von der Verpflichtung zur Benutzung deren 
Einrichtungen können die nach §  3 Abs.  1, 
2 und 5 Verpflichteten auf Antrag insoweit 
und solange befreit werden, als ihnen der 
Anschluss oder die Benutzung wegen ihres, 
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die öffentlichen Belange überwiegenden, 
privaten Interesses an der eigenen Beseiti-
gung des Abwassers nicht zugemutet wer-
den kann und die Befreiung wasserwirt-
schaftlich unbedenklich ist. 
 
 

§ 6 Allgemeine Ausschlüsse 
 
(1) Von der öffentlichen Abwasserbeseiti-
gung sind sämtliche Stoffe ausgeschlossen, 
die die Reinigungswirkung der Klärwerke, 
den Betrieb der Schlammbehandlungsan-
lagen, die Schlammbeseitigung oder die 
Schlammverwertung beeinträchtigen, das 
Material der öffentlichen Abwasseranla-
gen und/oder Transportfahrzeuge angrei-
fen, ihren Betrieb, ihre Funktionsfähigkeit 
oder Unterhaltung behindern, erschweren 
oder gefährden können, oder die den in 
öffentlichen Abwasseranlagen arbeiten-
den Personen oder dem Vorfluter schaden 
können. Dies gilt auch für Flüssigkeiten, 
Gase und Dämpfe. 
 
(2) Insbesondere sind ausgeschlossen: 
 
1.   Stoffe – auch in zerkleinertem Zu-

stand –, die zu Ablagerungen oder 
Verstopfungen in den öffentlichen 
Abwasseranlagen führen können  
(z. B. Kehricht, Schutt, Mist, Sand, Kü-
chenabfälle, Asche, Zellstoffe, Textili-
en, Schlachtabfälle, Tierkörper, 
Panseninhalt, Schlempe, Trub, Trester, 
hefehaltige Rückstände, Schlamm, 
Haut- und Lederabfälle, Glas und 
Kunststoffe), 

 
2.  feuergefährliche, explosive, giftige, 

fett- oder ölhaltige Stoffe (z. B. Ben-
zin, Karbid, Phenole, Öle und dgl.), 
Säuren, Laugen, Salze, Reste von 
Pflanzenschutzmitteln oder ver-
gleichbaren Chemikalien, Blut, mit 
Krankheitskeimen behaftete Stoffe 
und radioaktive Stoffe, 

 
3.  Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhal-

tungen, Silosickersaft und Molke, 
 
4.  faulendes und sonst übelriechendes 

Abwasser (z. B. milchsaure Konzen-
trate, Krautwasser), 

 

5.  Abwasser, das schädliche oder be-
lästigende Gase oder Dämpfe ver-
breiten kann, 

 
6.  farbstoffhaltiges Abwasser, dessen 

Entfärbung im Klärwerk nicht ge-
währleistet ist, 

 
7.  Abwasser, das einem wasserrechtli-

chen Bescheid nicht entspricht, 
 
8.  Abwasser, dessen chemische und 

physikalische Eigenschaften Werte 
aufweist, die über den allgemeinen 
Richtwerten für die wichtigsten Be-
schaffenheitskriterien der Anlage I 
des Merkblattes DWA-M 115/2 der 
Deutschen Vereinigung für Wasser-
wirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. 
(DWA) in der jeweils gültigen Fassung 
liegen. 

 
(3) Die Stadt kann im Einzelfall weiterge-
hende Anforderungen stellen, wenn dies 
für den Betrieb der öffentlichen Abwasser-
anlage erforderlich ist. 
 
(4) Die Stadt kann im Einzelfall Ausnahmen 
von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 
zulassen, wenn öffentliche Belange nicht 
entgegenstehen, die Versagung der Aus-
nahme im Einzelfall eine unbillige Härte 
bedeuten würde und der Antragsteller 
evtl. entstehende Mehrkosten übernimmt. 
 
(5) § 50 Abs. 3 bis 6 SächsWG bleibt unbe-
rührt. 
 
 

§ 7 Einleitungsbeschränkungen 
 
(1) Die Stadt kann im Einzelfall die Einlei-
tung von Abwasser von einer Vorbehand-
lung, Drosselung oder Speicherung ab-
hängig machen, wenn seine Beschaffen-
heit oder Menge dies insbesondere im 
Hinblick auf den Betrieb der öffentlichen 
Abwasseranlagen oder auf sonstige öffent-
liche Belange erfordert. 
 
(2) Abwasser darf durch den Grundstücks-
eigentümer oder den sonstigen nach § 3 
Abs. 1 und 2 Verpflichteten nur dann in 
öffentliche Abwasseranlagen, die nicht an 
ein öffentliches Klärwerk angeschlossen 
sind, eingeleitet werden, wenn dieses zu-
vor ausreichend und dem Stand der Tech-
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nik entsprechend behandelt worden ist. 
Für vorhandene Einleitungen kann die 
Stadt die Einhaltung von bestimmten Ein-
leitwerten festlegen und für die Erfüllung 
dieser Pflichten bestimmte Fristen setzen, 
um eine Begrenzung der kommunalen 
Einleitwerte nach dem Stand der Technik 
gemäß Satz 1 in den durch die Stadt fest-
gelegten Zeiträumen sicherzustellen. Erfüllt 
der Grundstückseigentümer oder der sons-
tige nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete 
die Festlegungen innerhalb der gesetzten 
Frist nicht, kann die Stadt ihn von der Einlei-
tung ausschließen. § 32 Abs. 1 bleibt unbe-
rührt. 
 
(3) Die Einleitung von Abwasser, das der 
Beseitigungspflicht nicht unterliegt, und 
von sonstigem Wasser bedarf der schriftli-
chen Genehmigung der Stadt. 
 
 

§ 8 Eigenkontrolle und Wartung 
 
(1) Die Stadt kann verlangen, dass auf Kos-
ten des Grundstückseigentümers oder des 
sonstigen nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflich-
teten Vorrichtungen zur Messung und Re-
gistrierung der Abflüsse und der Beschaf-
fenheit der Abwässer zur Bestimmung der 
Schadstofffracht in die private Grund-
stücksentwässerungsanlage eingebaut 
oder an sonst geeigneter Stelle auf dem 
Grundstück angebracht, betrieben und in 
ordnungsgemäßem Zustand gehalten 
werden. 
 
(2) Die Eigenkontrolle und Wartung einer 
Kleinkläranlage bzw. einer abflusslosen 
Grube hat den Anforderungen der Ver-
ordnung des Sächsischen Staats-
ministeriums für Umwelt und Landwirtschaft 
zu den Anforderungen an Kleinkläranlagen 
und abflusslosen Gruben, über deren Ei-
genkontrolle und Wartung sowie deren 
Überwachung (Kleinkläranlagenverord-
nung) in der jeweils geltenden Fassung zu 
genügen. Danach erforderliche Wartun-
gen einer Kleinkläranlage sind durch den 
Hersteller oder einen Fachbetrieb (Fach-
kundigen gemäß Bauartzulassung) auszu-
führen. Das Betriebsbuch einer Kleinkläran-
lage bzw. einer abflusslosen Grube ist nach 
deren endgültiger Stilllegung bis zum Ende 
des 5. folgenden Kalenderjahres aufzube-
wahren. Im Falle eines Rechtsstreits ist das 
Betriebsbuch bis zum Ablauf eines Jahres 

nach dessen rechtskräftigem Abschluss 
aufzubewahren.  
 
(3) Die Stadt kann – soweit Absatz  2 nicht 
zur Anwendung kommt – in entsprechen-
der Anwendung der Vorschriften der Ver-
ordnung des Sächsischen Staatsministeri-
ums für Umwelt und Landwirtschaft über 
Art und Häufigkeit der Eigenkontrolle von 
Abwasseranlagen und Abwassereinleitun-
gen (Eigenkontrollverordnung) in der je-
weils geltenden Fassung auch verlangen, 
dass eine Person bestimmt wird, die für die 
Bedienung der Anlage und für die Führung 
des Betriebstagebuches verantwortlich ist. 
Das Betriebstagebuch ist mindestens fünf 
Jahre lang, vom Datum der letzten Eintra-
gung oder des letzten Beleges an gerech-
net, aufzubewahren und der Stadt auf 
Verlangen vorzulegen. Im Falle eines 
Rechtsstreits ist das Betriebstagebuch bis 
zum Ablauf eines Jahres nach dessen 
rechtskräftigem Abschluss aufzubewahren. 
 
 

§ 9 Abwasseruntersuchungen 
 
(1) Die Stadt kann bei Bedarf Abwasserun-
tersuchungen vornehmen. Sie bestimmt, in 
welchen Abständen die Proben zu ent-
nehmen sind, durch wen die Proben zu 
entnehmen sind und wer sie untersucht. Für 
das Zutrittsrecht gilt § 18 Abs. 2 entspre-
chend. 
 
(2) Die Kosten einer Abwasseruntersu-
chung trägt der Verpflichtete, wenn  

1. die Ermittlungen ergeben, dass Vor-
schriften oder auferlegte Verpflich-
tungen nicht erfüllt worden sind 
oder 

2. wegen der besonderen Verhält-
nisse eine ständige Überwachung 
geboten ist. 
 

(3) Wenn bei einer Untersuchung des Ab-
wassers Mängel festgestellt werden, hat 
der Grundstückseigentümer oder der sons-
tige nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete 
diese unverzüglich zu beseitigen. 
 
 

§ 10 Grundstücksbenutzung 
 
Die Grundstückseigentümer und sonstige 
nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete sind im Rah-
men der Vorschrift der §§  93 WHG, 95 
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SächsWG verpflichtet, für Zwecke der öf-
fentlichen Abwasserbeseitigung das Ver-
legen von Kanälen einschließlich Zubehör 
zur Ab- und Fortleitung gegen Entschädi-
gung zu dulden. Sie haben insbesondere 
den Anschluss anderer Grundstücke an die 
Anschlusskanäle zu ihren Grundstücken zu 
dulden. 
 
 

3. Teil – Anschlusskanäle und  private 
Grundstücksentwässerungsanlagen 

 
§ 11 Anschlusskanäle 

 
(1) Anschlusskanäle (§ 2 Abs. 2 Satz 3) 
werden von der Stadt hergestellt, unterhal-
ten, erneuert, geändert, abgetrennt und 
beseitigt. 
 
(2) Art, Zahl und Lage der Anschlusskanäle 
sowie deren Änderung werden nach An-
hörung des Grundstückseigentümers oder 
sonstiger nach § 3 Abs. 1 Verpflichteter 
und unter Wahrung ihrer berechtigten Inte-
ressen von der Stadt bestimmt. 
 
(3) Die Stadt stellt die für den erstmaligen 
Anschluss eines Grundstückes notwendi-
gen Anschlusskanäle bereit. Jedes Grund-
stück erhält mindestens einen Anschluss-
kanal. Die Stadt kann auf Antrag mehr als 
einen Anschluss herstellen, soweit sie es für 
technisch notwendig hält. 
 
(4) In besonders begründeten Fällen (ins-
besondere bei Sammelgaragen, Reihen-
häusern, Grundstücksteilung nach Verle-
gung des Anschlusskanals) kann die Stadt 
den Anschluss mehrerer Grundstücke über 
einen gemeinsamen Anschlusskanal vor-
schreiben oder auf Antrag zulassen.  
 
(5) Die Kosten der für den erstmaligen An-
schluss eines Grundstücks notwendigen 
Anschlusskanäle (Absätze 3 und 4) werden 
durch die Abwassergebühren nach § 20 
abgegolten. 
 
(6) Werden Grundstücke im Trennsystem 
entwässert, gelten die Schmutzwasser- und 
Regenwasseranschlusskanäle als ein An-
schlusskanal im Sinne des Absatzes 3 Satz 2. 
 
 
 
 

§ 12 Sonstige Anschlüsse, Aufwandsersatz 
 

(1) Die Stadt kann auf Antrag des Grund-
stückseigentümers oder sonstiger nach § 3 
Abs. 1 Verpflichteten weitere, sowie vorläu-
fige oder vorübergehende Anschlusskanä-
le herstellen. Als weitere Anschlusskanäle 
gelten auch Anschlusskanäle für Grund-
stücke, die nach dem erstmaligen An-
schluss (§11 Abs. 3) hergestellt werden. 
 
(2) Den tatsächlich entstandenen Auf-
wand für die Herstellung, Unterhaltung, 
Erneuerung, Veränderung und Beseitigung 
der in Absatz 1 genannten Anschlusskanä-
le trägt derjenige, der im Zeitpunkt der 
Herstellung des Anschlusskanals, im Übri-
gen im Zeitpunkt der Beendigung  der  
Maßnahme Grundstückseigentümer oder 
sonstiger nach § 3 Abs. 1 Verpflichteter ist, 
soweit die Herstellung oder die Maßnah-
men von ihm zu vertreten sind oder ihm 
dadurch Vorteile zuwachsen. Der Erbbau-
berechtigte oder sonst dinglich zur bauli-
chen Nutzung des Grundstücks Berechtig-
te tritt an die Stelle des Eigentümers. 
 
Erhalten mehrere Grundstücke einen ge-
meinsamen Anschlusskanal, so ist für Teile 
der Anschlusskanals, die ausschließlich 
einem der beteiligten Grundstücke dienen, 
allein der Eigentümer des betreffenden 
Grundstücks ersatzpflichtig. Der Erbbaube-
rechtigte oder sonst dinglich Berechtigte 
tritt an die Stelle des Eigentümers. 
Soweit der Anschlusskanal mehreren 
Grundstücken gemeinsam dient, haften 
die Eigentümer bzw. Erbbauberechtigten 
oder sonst dinglich Nutzung Berechtigten 
der beteiligten Grundstücke als Gesamt-
schuldner. 
 
(3) Der Anspruch auf Ersatz des Aufwands 
entsteht mit der Herstellung des Anschluss-
kanals, im Übrigen mit der Beendigung der 
Maßnahme. 
 
(4) Der Aufwandsersatz wird einen Monat 
nach Bekanntgabe des Abgaben-
bescheids fällig. 
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§ 13 Genehmigungen 
 
(1) Der schriftlichen Genehmigung der 
Stadt bedürfen: 
 

1. Die Herstellung der privaten Grund-
stücksentwässerungsanlage, deren 
Anschluss sowie deren Änderung, 

2. die Benutzung der öffentlichen 
Abwasseranlagen sowie die Ände-
rung der Benutzung. 
 

Bei vorübergehenden oder vorläufigen 
Anschlüssen wird die Genehmigung wider-
ruflich oder befristet ausgesprochen. 
 
(2) Einem unmittelbaren Anschluss steht 
der mittelbare Anschluss (z. B. über beste-
hende private Grundstücksentwässe-
rungsanlagen) gleich. 
 
(3) Für die den Anträgen beizufügenden 
Unterlagen gelten die Vorschriften des § 1 
der Verordnung des Sächsischen Staatsmi-
nisteriums des Innern zur Durchführung der 
Sächsischen Bauordnung (SächsBO-
DurchführVO) in der jeweils geltenden Fas-
sung sinngemäß. Die zur Anfertigung der 
Pläne erforderlichen Angaben (Höhenlage 
des Kanals, Lage der Anschlussstelle und 
Höhenfestpunkte) sind bei der Stadt einzu-
holen. 
 
 
§ 14 Regeln der Technik für private Grund-

stücksentwässerungsanlagen 
 
Die privaten Grundstücksentwässerungs-
anlagen (§ 2 Abs. 3) sind nach den gesetz-
lichen Vorschriften und den allgemein an-
erkannten Regeln der Technik herzustellen 
und zu betreiben. Allgemein anerkannte 
Regeln der Technik sind insbesondere die 
technischen Bestimmungen für den Bau, 
den Betrieb und die Unterhaltung von Ab-
wasseranlagen. 
 
 
§ 15 Herstellung, Änderung und Unterhal-
tung der privaten Grundstücksentwässe-

rungsanlagen 
 
(1) Die privaten Grundstücksentwässe-
rungsanlagen (§ 2 Abs. 3) sind vom Grund-
stückseigentümer oder dem sonstigen 
nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten auf seine 

Kosten herzustellen, zu unterhalten und 
nach Bedarf gründlich zu reinigen. 
 
(2) Die Stadt ist im technisch erforderlichen 
Umfang befugt, mit dem Bau der An-
schlusskanäle einen Teil der privaten 
Grundstücksentwässerungsanlagen, ein-
schließlich der Prüf-, Kontroll- und 
Übergabeschächte mit den gemäß § 8 
Abs. 1 erforderlichen Messeinrichtungen, 
herzustellen und zu erneuern. Der Aufwand 
ist der Stadt vom Grundstückseigentümer 
oder dem sonstigen nach § 3 Abs. 1 Ver-
pflichteten zu ersetzen. § 12 Abs. 3 und 4 
gelten entsprechend. 
 
(3) Der Grundstückseigentümer oder der 
sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete hat 
die Verbindung der privaten Grundstücks-
entwässerungsanlagen mit den öffentli-
chen Abwasseranlagen im Einvernehmen 
mit der Stadt herzustellen. Grundleitungen 
sind in der Regel mit mindestens 150 mm 
Nennweite auszuführen. Der letzte Schacht 
mit Reinigungsrohr ist so nahe wie tech-
nisch möglich an die öffentliche Abwasser-
anlage zu setzen; er muss stets zugänglich 
und bis auf Rückstauebene (§ 17) wasser-
dicht ausgeführt sein. 
 
(4) Bestehende private Grundstücksent-
wässerungsanlagen sind vom Grundstücks-
eigentümer oder dem sonstigen nach § 3 
Abs. 1 Verpflichteten auf seine Kosten zu 
ändern, wenn Menge oder Art des Abwas-
sers dies notwendig machen. 
(5) Änderungen an einer privaten Grund-
stücksentwässerungsanlage, die infolge 
einer nicht vom Grundstückseigentümer 
oder dem sonstigen nach §  3 Abs. 1 Ver-
pflichteten zu vertretenden Änderung der 
öffentlichen Abwasseranlagen notwendig 
werden, führt die Stadt auf ihre Kosten aus, 
sofern nichts anderes bestimmt ist. Dies gilt 
nicht, wenn die Änderung oder Stilllegung 
der privaten Grundstücksentwässerungsan-
lagen dem erstmaligen leitungs-
gebundenen Anschluss an die öffentliche 
Abwasseranlage dient oder für Grund-
stücke, die einen erstmaligen Anschluss an 
die zentrale Abwasserentsorgung erhalten.  
 
(6) Wird eine private Grundstücksentwässe-
rungsanlage – auch vorübergehend – au-
ßer Betrieb gesetzt, so kann die Stadt den 
Anschlusskanal verschließen oder beseiti-
gen. Der Aufwand ist vom Grundstücksei-
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gentümer oder dem sonstigen nach § 3 
Abs. 1 Verpflichteten zu ersetzen. § 12 
Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. Die 
Stadt kann die Ausführung der in Satz 1 
genannten Maßnahmen auf den Grund-
stückseigentümer oder den sonstigen nach 
§ 3 Abs. 1 Verpflichteten übertragen. 
 
 
§ 16 Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, 

Zerkleinerungsgeräte, Toiletten mit Wasser-
spülung 

 
(1) Auf Grundstücken, auf denen Fette, 
Leichtflüssigkeiten wie Benzin und Benzol 
sowie Öle oder Ölrückstände in das Ab-
wasser gelangen können, sind Vorrichtun-
gen zur Abscheidung dieser Stoffe aus 
dem Abwasser (Abscheider mit dazugehö-
renden Schlammfängen) einzubauen, zu 
betreiben, zu unterhalten und zu erneuern. 
Die Abscheider mit den dazugehörenden 
Schlammfängen sind vom Grundstücksei-
gentümer oder den sonstigen nach § 3 
Abs. 1 und 2 Verpflichteten in regelmäßi-
gen Zeitabständen, darüber hinaus bei 
besonderem Bedarf zu leeren und zu reini-
gen. Bei schuldhafter Säumnis ist er der 
Stadt schadenersatzpflichtig. Für die Besei-
tigung der anfallenden Stoffe gelten die 
Vorschriften über die Abfallentsorgung. 
 
(2) Die Stadt kann vom Grundstückseigen-
tümer und dem sonstigen nach § 3 Abs. 1 
Verpflichteten im Einzelfall den Einbau und 
den Betrieb einer Abwasserhebeanlage 
verlangen, wenn dies für die Ableitung des  
Abwassers notwendig ist; dasselbe gilt für 
Pumpanlagen bei Grundstücken, die an 
Abwasserdruckleitungen angeschlossen 
werden. § 14 bleibt unberührt. 
 
(3) Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, 
Müll, Papier und dergl. sowie Handtuch-
spender mit Spülvorrichtung dürfen nicht 
an private Grundstücksentwässerungsan-
lagen angeschlossen werden. 
 
(4) Auf Grundstücken, die an die öffentli-
che Abwasserbeseitigung mit Abwasser-
reinigung durch ein öffentliches Klärwerk 
angeschlossen sind, sind in Gebäuden mit 
Aufenthaltsräumen nur Toiletten mit Was-
serspülung zulässig.  
 
(5) § 14 gilt entsprechend. 
 

§ 17 Sicherung gegen Rückstau 
 
Abwasseraufnahmeeinrichtungen der pri-
vaten Grundstücksentwässerungsanlagen, 
z. B. Toiletten mit Wasserspülung, Bodenab-
läufe, Ausgüsse, Spülen, Waschbecken 
und dergl., die tiefer als die Straßenober-
fläche an der Anschlussstelle der Grund-
stücksentwässerung (Rückstauebene) lie-
gen, müssen vom Grundstückseigentümer 
oder dem sonstigen nach § 3 Abs. 1 Ver-
pflichteten auf seine Kosten gegen Rück-
stau gesichert werden. Im Übrigen hat der 
Grundstückseigentümer oder sonstige 
nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete für rückstau-
freien Abfluss des Abwassers zu sorgen. 
§ 15 Abs. 5 gilt entsprechend. 
 
 

§ 18 Abnahme und Prüfung der privaten 
Grundstücksentwässerungsanlagen, 

Zutrittsrecht 
 
(1) Die private Grundstücksentwässerungs-
anlage darf erst nach Abnahme durch die 
Stadt in Betrieb genommen werden. Die 
Abnahme der privaten Grundstücksent-
wässerungsanlage befreit den Bauherrn, 
den Planverfasser, den Bauleiter und den 
ausführenden Unternehmer nicht von ihrer 
Verantwortlichkeit für die vorschriftsmäßige 
und fehlerfreie Ausführung der Arbeiten. 
 
(2) Die Stadt ist berechtigt, die privaten 
Grundstücksentwässerungsanlagen zu prü-
fen. Den mit der Überwachung der Anla-
gen beauftragten Personen ist zu allen 
Teilen der privaten Grundstücksentwässe-
rungsanlagen Zutritt zu gewähren. Sie dür-
fen Wohnungen nur mit Einwilligung des 
Berechtigten, Betriebs- und Geschäftsräu-
me ohne Einwilligung nur in den Zeiten 
betreten, in denen sie normalerweise für 
die jeweilige geschäftliche oder betriebli-
che Nutzung offen stehen. Grundstücksei-
gentümer und die sonstigen nach § 3 
Abs. 1 und 2 Verpflichteten sind verpflich-
tet, die Ermittlungen und Prüfungen nach 
den Sätzen 1 und 2 zu dulden und dabei 
Hilfe zu leisten. Sie haben den zur Prüfung 
des Abwassers notwendigen Einblick in die 
Betriebsvorgänge zu gewähren und die 
sonst erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
 
(3) Werden bei der Prüfung der privaten 
Grundstücksentwässerungsanlagen Män-
gel festgestellt, hat sie der Grundstücksei-
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gentümer oder die sonstigen nach § 3 
Abs. 1 Verpflichteten unverzüglich auf ei-
gene Kosten zu beseitigen. 
 
 

4. Teil – Abwasserbeitrag 
 

§ 19 Erhebungsgrundsatz 
 
(1) Die Stadt legt kein Betriebskapital zur 
angemessenen Ausstattung der öffentli-
chen Abwasserbeseitigung fest, weil sie 
keinen Abwasserbeitrag erhebt. 
 
 

5. Teil – Abwassergebühren 
 

§ 20 Erhebungsgrundsatz 
 
Die Stadt erhebt für die Benutzung der 
öffentlichen Abwasseranlagen für die zent-
rale Abwasserentsorgung (§ 2 Abs. 4) Ab-
wassergebühren in Form einer Abwasser-
grundgebühr und einer Abwasserver-
brauchsgebühr. Die Abwassergrundge-
bühr dient zur teilweisen Deckung der ver-
brauchsunabhängigen Kosten und wird für 
die Bereithaltung der öffentlichen Abwas-
seranlagen erhoben. 
 
 

§ 21 Gebührenschuldner 
 
(1) Schuldner der Abwassergebühr ist der 
Grundstückseigentümer. Der Erbbaube-
rechtigte oder der sonst dinglich zur bauli-
chen Nutzung Berechtigte ist anstelle des 
Grundstückseigentümers Gebührenschuld- 
ner. 
 
(2) Mehrere Gebührenschuldner für das-
selbe Grundstück sind Gesamtschuldner. 
 
 

§ 22 Gebührenmaßstab 
 
(1) Die Abwassergrundgebühr wird nach 
Wohnungseinheiten bemessen, die auf 
dem an die öffentlichen Abwasseranlagen 
angeschlossenen Grundstück anfällt (§ 23 
Abs. 1). 
 
(2) Die Abwasserverbrauchsgebühr wird 
nach der Abwassermenge bemessen, die 
auf dem an die öffentlichen Abwasseran-
lagen angeschlossenen Grundstück ent-
fällt (§ 23 Ziffer II.). 

 
(3) Bei sonstigen Einleitungen nach § 7 
Abs. 3 bemisst sich die Abwasserver-
brauchsgebühr nach der eingeleiteten 
Wassermenge. 
 
 

§ 23 
 

I. Wohnungseinheiten 
 
(1) Neben der Abwasserverbrauchsgebühr 
nach § 22 wird für baulich oder gewerblich 
genutzte und an die öffentliche Abwas-
seranlage anschließbare Grundstücke eine 
Abwassergrundgebühr erhoben. 
 
(2) In dem jeweiligen Veranlagungszeit-
raum (§ 28 Abs. 2) gilt im Sinne von § 22 
Abs. 1 als Wohnungseinheit (WE): 
 

1. Eine Wohnungseinheit ist jede 
nach ihrer Anordnung (Woh-
nungsabschlusstür) abgeschlosse-
ne, zu Wohnzwecken dienende 
Zusammenfassung von Räumen, 
die zum dauernden Aufenthalt 
von Menschen bestimmt sind und 
die die Führung eines eigenen 
Haushalts ermöglicht oder falls ei-
ne Wohnungsabschlusstür fehlt, 
dann die Räume die nach ihrem 
tatsächlichen Gebrauch zusam-
men genutzt werden. 

 
2. Zur WE gehören aber auch au-

ßerhalb des eigentlichen Woh-
nungsabschlusses liegende zu 
Wohnzwecken ausgebaute  
Keller-, Boden- oder Neben-
räume. 

 
3. Zur Mindestausstattung einer WE 

gehören Koch- und Waschgele-
genheit, Beheizbarkeit sowie we-
nigstens die Mitbenutzungsmög-
lichkeit einer Etagen- oder Außen-
toilette. 

 
4. Die Größe und die Anzahl der 

Räume sind im Übrigen nicht von 
Bedeutung. 

 
5. Die tatsächliche Nichtnutzung 

oder zeitweise Nichtnutzung einer 
zu Wohn-, Industrie- bzw. Gewer-
bezwecken bestimmten WE (leer-
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stehend) ist im Übrigen nicht von 
Bedeutung. 

 
6. Sofern die in den nach Punkt 1 

genannten Räumen mehrere 
Haushalte durch die Mitnutzung 
vorhandener Gemeinschaftsein-
richtungen beinhalten, gilt jeder 
Haushalt als WE i. S. des Punktes 1. 

 
7. Ferienwohnungen gelten als WE  

i. S. des Punktes 1. 
 
8. Sofern die im Punkt 1 genannten 

Räume ganz oder überwiegende 
industriell oder gewerblich genutzt 
werden bzw. genutzt werden sol-
len, werden für die Ermittlung der 
Anzahl der WE nach Punkt 1 fol-
gende Umrechnungswerte in WE 
zugrunde gelegt: 

 
a. Büros, Einzelhandelsge-

schäfte und Gewerbe-
betriebe ohne Bad- bzw. 
Dusche 

 pro 12 Beschäftigte 1 WE, 
 
b. Büros, Einzelhandelsge-

schäfte und Gewerbebe-
triebe mit Bad- bzw. Dusche 

 pro 8 Beschäftigte 1 WE, 
 
c. Hotels, Pensionen, Heime  

u. ä. 
             pro 8 Betten 1 WE, 
 
d. Gaststätten, auch in den 

unter Buchstabe c) genann-
ten u. ä. bis 24 Plätze 1 WE 
für die Räume, die als Gast-
räume genutzt werden. 
Ausgeschlossen davon sind 
Säle, Schulungsräume, Ver-
einsräume, o. ä. 

 
e. Vereinshäuser o. ä., 
  pro 20 Plätze 1 WE, 
 
f. Kindertagesstätten und 

Schulen 
  pro 25 Kinder 

inkl. Beschäftigte 1 WE. 
Bei der Umrechnung nach Punkt 8 entste-
hende Bruchzahlen werden auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet. 
 

Als Beschäftigte nach Punkt 8 gelten die 
mitbeschäftigten Geschäftsinhaber und 
alle Voll- und Teilzeitbeschäftigte sowie 
vorübergehend Beschäftigte, die mindes-
tens 1 Monat beschäftigt sind bzw. waren. 
Bei einem Schichtsystem, gelten als Be-
schäftigte die maximale Anzahl der Be-
schäftigten pro Schicht. 
 
Im Punkt 8 nicht aufgeführte andere Nut-
zungsarten sind sinngemäß in die unter 
Buchstabe a bis f genannten Nutzungsar-
ten einzuordnen. 
 
Bei besonderer industriell oder gewerbli-
cher Nutzung (atypische Fälle) kann nach 
schriftlicher Begründung die Stadt geson-
derte, vom Buchstaben a bis f abwei-
chende Umrechnungswerte für diese aty-
pische Nutzung bestimmen. 
 
Die nach Punkt 1 bis 8 ermittelte Anzahl der 
einzelnen WE ist pro Grundstück zusam-
menzufassen. 
 
Für die Ermittlung der WE und der dafür 
maßgeblichen Umstände und Umrech-
nungswerte gemäß Punkt 1 bis Punkt 8 sind 
jeweils die Verhältnisse (Anzahl der Wohn-
einheiten bzw. Beschäftigte, Plätze, Betten 
u. a.) auf dem Grundstück maßgebend, 
die zum Zeitpunkt der Entstehung der 
Pflicht, Gebühren zu entrichten (§ 29 Abs. 
1) vorhanden sind, d. h. die am 01.01. des 
jeweiligen Jahres). 
Ändern sich im Laufe des Veranlagungs-
zeitraumes (§ 28 Abs. 2) diese Faktoren 
und damit die Anzahl der Wohneinheiten, 
so wird die Abwassergrundgebühr (§ 25 
Abs. 1) ab dem 1. des Monats nach der 
Veränderung nach den neuen Verhältnis-
sen berechnet. 
 
 

II. Abwassermenge 
 

(1) In dem jeweiligen Veranlagungszeit-
raum (§ 28 Abs. 2) gilt im Sinne von § 22 
Abs. 2 als angefallene Abwassermenge 
 

1. bei öffentlicher Wasserversorgung 
der der Entgeltberechnung zu-
grunde gelegte Wasserverbrauch, 
 

2. bei nichtöffentlicher Trink- und 
Brauchwasserversorgung die dieser 
entnommene Wassermenge und  



10 

 

 
3. das auf Grundstücken anfallende 

Niederschlagswasser, soweit es als 
Brauchwasser genutzt wird. 

 
(2) Auf Verlangen der Stadt hat der Ge-
bührenschuldner bei sonstigen Einleitun-
gen (§ 7 Abs. 3), bei nichtöffentlicher Was-
serversorgung (Abs. 1 Nr. 2) oder bei Nut-
zung von Niederschlagswasser als Brauch-
wasser (Abs. 1 Nr. 3) geeignete und ge-
eichte Messeinrichtungen auf seine Kosten 
anzubringen und zu unterhalten. 
 
Der Gebührenschuldner hat den Einbau 
dieser Messeinrichtungen vor der Inbe-
triebnahme der Stadt schriftlich anzuzei-
gen und sie durch ihn abnehmen zu las-
sen. Die Stadt nimmt die Mess-
einrichtungen ab und verplombt diese. Der 
Gebührenschuldner trägt die der Stadt 
dafür entstehenden notwendigen Kosten. 
§ 12 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. 
 
(3) Sofern der Gebührenschuldner diese 
Messeinrichtungen nach Abs. 2 trotz Auf-
forderung durch die Stadt nicht einbaut 
bzw. nicht alle geforderten Mess-
einrichtungen einbaut, wird die Abwas-
sermenge nach Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3 von 
der Stadt pauschal ermittelt. 
Die jährlichen pauschalen Abwassermen-
gen betragen: 
 
1. bei Haushalten 
a. für jeden 1 Personenhaushalt   40 m³ 
b. für jeden 2 Personenhaushalt   80 m³ 
c. für jeden 3 Personenhaushalt 120 m³ 
d. für jeden 4 Personenhaushalt 160 m³ 
e. für jeden 5 Personenhaushalt 190 m³ 
f. für jeden 6 Personenhaushalt 220 m³ 
g. für jede weiter Person im Haushalt 30 m³.  

 
Als Person gilt jede einwohnermelderecht-
lich erfasste Person, die sich im betreffen-
den Haushalt nicht nur vorübergehend 
aufgehalten hat. 
Stichtag ist dabei der 01.01. des Jahres. 
 
Ferienwohnungen gelten als 1 Personen-
haushalt. 
 
2. bei Industrie, Gewerbe und freien  
Berufen 
a. Bäckerei 200 m³ 
b. Gast- und Schankwirtschaft, 

Cafe, Hotel, Pension und 

Ferienheim   200 m³ 
c. Industrie- und Gewerbebetrieb 
 mit bis zu 30 Beschäftigten   240 m³ 
d. Industrie- und Gewerbebetrieb 

mit über 30 Beschäftigten   360 m³ 
e. Einzelhandelsgeschäfte, 

Friseure, Apotheken, 
Drogerien, Ärzte u. ä.    110 m³ 

 
Als Beschäftigte gelten alle Voll- und Teil-
zeitbeschäftigte sowie vorübergehend 
Beschäftigte, die mindestens 1 Monat be-
schäftigt sind. Bei einem Schichtsystem, 
gelten als Beschäftigte die maximale An-
zahl der Beschäftigten pro Schicht. 
Stichtag ist dabei der 01.01. des Jahres. 
 
3. sonstige Verbrauchseinrichtungen 
Bei Nutzung von Niederschlagswasser als 
Brauchwasser, ein Zuschlag von 33,3 % der 
Abwassermenge, die sich bei vergleichba-
rer Nutzung nach den in Ziffer 1 (Haushal-
ten) und Ziffer 2 (Industrie, Gewerbe, freie 
Berufe) ergibt. Dieser Zuschlag gilt nur, so-
fern die Abwassermenge nicht pauschal 
nach den Ziffern 1 und/oder Ziffer 2 ermit-
telt wurde. 
Maßgeblich sind die Verhältnisse die am 
01.01. des Jahres auf dem Grundstück vor-
handen sind. 
 
Ändern sich im Laufe des Veranlagungs-
zeitraumes (§ 28 Abs. 2) diese in Ziffer 1 bis 
3 genannten Umstände und Faktoren und 
somit die pauschal zu ermittelnde Abwas-
sermenge, so wird die Abwassermenge    
(§ 23 II. Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3) nach den 
jeweiligen Verhältnissen die bis zum Tag 
dieser Veränderung vorhanden waren 
berechnet. 
 
 

§ 24 Absetzungen 
 
(1) Nach § 23 II ermittelte Wassermengen, 
die nachweislich nicht in die öffentlichen 
Abwasseranlagen eingeleitet wurden, 
werden auf schriftlichen Antrag des Ge-
bührenschuldners bei der Bemessung der 
Abwasserverbrauchsgebühr abgesetzt. 
 
(2) Für landwirtschaftliche Betriebe ist der 
Nachweis durch Messungen eines beson-
deren Wasserzählers zu erbringen. Dabei 
muss gewährleistet sein, dass über diesen 
Wasserzähler nur solche Frischwassermen-
gen entnommen werden können, die in 
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der Landwirtschaft verwendet werden und 
deren Einleitung als Abwasser nach § 6, 
insbesondere Absatz 2 Nummer 3, ausge-
schlossen ist. §23 II Abs. 2 und 3 gelten ent-
sprechend. 
 
(3) Anträge auf Absetzung nicht eingelei-
teter Wassermengen sind bis zum Ablauf 
eines Monats nach Bekanntgabe des Ge-
bührenbescheids zu stellen. 
 
 

§ 25 Höhe der Abwassergebühren 
 

 
(1) Die Abwassergrundgebühr beträgt je 
Wohnungseinheit und Jahr 

 145,08 €. 
 

(2) Die Abwasserverbrauchsgebühr be-
trägt je m³ Abwasser für Abwasser, das in 
öffentliche Kanäle eingeleitet und durch 
ein Klärwerk gereinigt wird 

 3,86 €. 
 

 
§ 26 Starkverschmutzerzuschläge 

 
Starkverschmutzerzuschläge werden nicht 
erhoben. 

 
 

§ 27 Verschmutzungswerte 
 
Verschmutzungswerte werden nicht fest-
gesetzt, da Starkverschmutzerzuschläge 
nicht erhoben werden. 
 
 
§ 28 Entstehung und Fälligkeit der Gebüh-

renschuld, Veranlagungszeitraum 
 

(1) Die Pflicht, Abwassergrundgebühren 
nach § 20 Satz 1 zu entrichten, entsteht 
jeweils zu Beginn des Kalenderjahres. Die 
erstmalige Pflicht, Abwassergrundgebüh-
ren nach § 20 Satz 1 zu entrichten, entsteht 
spätestens 6 Monate nach der betriebsfer-
tigen Herstellung der öffentlichen Abwas-
seranlage, d. h. des Anschlusskanals (§ 2 
Abs. 2) für das Grundstück; sofern die Inbe-
triebnahme der Grundstücksentwässe-
rungsanlagen (§ 2 Abs. 3) innerhalb dieser 
6 Monate liegt, dann mit der Inbetrieb-
nahme der Grundstücksentwässerungsan-
lagen. 
 

(2) Die Gebührenschuld in den Fällen des 
§ 25 Abs. 1 entsteht mit dem Tag der Ertei-
lung der Einleitgenehmigung jedoch spä-
testens 6 Monate nach Bekanntgabe der 
Mitteilung über die betriebsfertige Herstel-
lung der öffentlichen Abwasseranlage 
durch die Stadt. Im Übrigen entsteht die 
Gebührenschuld in den Fällen des § 25 
Abs. 1 mit dem Beginn eines jeden Monats 
der tatsächlichen Nutzung. 
Die Gebührenschuld in den Fällen des § 25 
Abs. 2 entsteht mit dem Tag der Erteilung 
der Einleitgenehmigung durch die Stadt. 
Im Übrigen entsteht die Gebührenschuld 
mit der tatsächlichen Nutzung.  
Der Abrechnungszeitraum beträgt grund-
sätzlich 12 Monate. 
 
(3) Die Abwassergebühren nach Absatz 2 
sind zwei Wochen nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheids zur Zahlung fällig. 
 
(4) Entsteht oder endet die Gebühren-
pflicht im Laufe des Veranlagungszeitraum 
(Abs. 2), so wird die Abwassergrundgebühr 
(§ 25 Abs. 1) für jeden angefangenen Mo-
nat der Gebührenpflicht mit 1/12 berech-
net. 
 

§ 29 Vorauszahlungen 
 

Jeweils zum 31. März, 30. Juni und 
30. September eines jeden Jahres sind Vo-
rauszahlungen auf die voraussichtliche 
Gebührenschuld nach § 25 Abs. 1 und § 25 
Abs. 2 zu leisten. Der Vorauszahlung ist je-
weils ein Viertel der Abwassergrundgebühr 
und ein Viertel der Abwasserverbrauchs-
menge des Vorjahres zugrunde zu legen. 
Fehlt eine Vorjahresabrechnung oder be-
zieht sich diese nicht auf ein volles Kalen-
derjahr, wird die Abwassermenge für die 
voraussichtliche Abwasserverbrauchsge-
bühr von der Stadt geschätzt; bei der Ab-
wassergrundgebühr wird die Anzahl der 
Wohneinheiten nach Maßgabe der Ver-
hältnisse am 01.01. von der Stadt ermittelt 
und sofern dies nicht möglich ist, von der 
Stadt geschätzt.  
Die jährlichen drei Vorauszahlungen sind 
zwei Wochen nach Bekanntgabe des je-
weiligen Vorauszahlungsbescheides zur 
Zahlung fällig. 
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6. Teil – Anzeigepflicht, Anordnungsbefug-
nis, Haftung, Ordnungswidrigkeiten 

 
§ 30 Anzeigepflichten 

 
(1) Binnen eines Monats haben der Grund-
stückseigentümer, der Erbbauberechtigte 
und der sonst dinglich zur baulichen Nut-
zung Berechtigte der Stadt anzuzeigen: 

1. den Erwerb oder die Veräußerung 
eines an die öffentlichen Abwas-
seranlagen angeschlossenen 
Grundstücks, 

2. die bei In-Kraft-Treten dieser Sat-
zung vorhandenen abflusslosen 
Gruben und Kleinkläranlagen, so-
weit dies noch nicht geschehen ist. 
 

Eine Grundstücksübertragung ist vom Er-
werber und vom Veräußerer anzuzeigen. 
 
(2) Binnen eines Monats nach Ablauf des 
Veranlagungszeitraums hat der Gebüh-
renpflichtige der Stadt anzuzeigen: 

1. die Menge des Wasserverbrauchs 
aus einer nichtöffentlichen Wasser-
versorgungsanlage (§ 23 II Abs. 1 
Nr. 2), 

2. die Menge der Einleitungen auf-
grund besonderer Genehmigun-
gen (§ 7 Abs. 3) und 

3. das auf dem Grundstück gesam-
melte und als Brauchwasser ver-
wendete Niederschlagswasser 
(§ 23 II Abs. 1 Nr. 3). 

4. die Anzahl der Personen/Haushalt, 
Beschäftigten und/oder die sonsti-
gen Verbrauchseinrichtungen, die 
für eine pauschale Abwassermen-
genermittlung nach § 23 II. Abs. 3 
Ziffer 1 bis 3 erforderlich sind. 

 
(3) Unverzüglich haben der Grundstücksei-
gentümer und die sonst zur Nutzung eines 
Grundstücks oder einer Wohnung berech-
tigten Personen der Stadt mitzuteilen: 

1. Änderungen der Beschaffenheit, 
der Menge und des zeitlichen An-
falls des Abwassers; 

2. wenn gefährliche oder schädliche 
Stoffe in die öffentlichen Abwas-
seranlagen gelangen oder damit 
zu rechnen ist, 

3. den Einbau von Messeinrichtungen 
nach § 23 II. Abs. 2, 

4. die Änderungen der Anzahl der 
Wohneinheiten nach § 23 I. Abs. 2 

Punkt 1 – 7 bzw. der Umrechnungs-
werte nach § 23 I. Abs. 2 Punkt 8 
einschl. der Veränderung der Nut-
zung und 

5. die Änderungen der Anzahl der 
Personen/Haushalt, der Beschäftig-
ten und /oder bei den sonstigen 
Verbrauchseinrichtungen, die für 
eine pauschale Abwassermengen-
ermittlung nach § 23 II. Abs. 3 Ziffer 
1 bis 3 erforderlich sind.  
 

(4) Wird eine private Grundstücks-
entwässerungsanlage, auch nur vorüber-
gehend, außer Betrieb gesetzt, hat der 
Grundstückseigentümer diese Absicht so 
frühzeitig mitzuteilen, dass der Anschluss-
kanal rechtzeitig verschlossen oder besei-
tigt werden kann. 
 
 

§ 31 Haftung der Stadt 
 
(1) Werden die öffentlichen Abwasseran-
lagen durch Betriebsstörungen, die die 
Stadt nicht zu vertreten hat, vorüberge-
hend ganz oder teilweise außer Betrieb 
gesetzt oder treten Mängel oder Schäden 
auf, die durch Rückstau infolge von Natur-
ereignissen, wie Hochwasser, Starkregen 
oder Schneeschmelze oder durch Hem-
mungen im Abwasserablauf verursacht 
sind, so erwächst daraus kein Anspruch auf 
Schadenersatz. Ein Anspruch auf Ermäßi-
gung oder auf Erlass von Beiträgen oder 
Gebühren entsteht in keinem Fall. 
 
(2) Die Verpflichtung des Grundstücksei-
gentümers zur Sicherung gegen Rückstau 
(§ 17) bleibt unberührt. 
 
(3) Im Übrigen haftet die Stadt nur für Vor-
satz oder grobe Fahrlässigkeit. 
 
(4) Eine Haftung nach den Vorschriften des 
Haftpflichtgesetzes bzw. des Gesetzes über 
die Vermeidung und Sanierung von Um-
weltschäden (Umweltschadensgesetz) 
bleibt unberührt. 
 
 

§ 32  Anordnungsbefugnis, Haftung der 
Benutzer 

 
(1) Die Stadt kann nach pflichtgemäßem 
Ermessen die notwendigen Maßnahmen 
im Einzelfall anordnen, um rechtswidrige 



13 

 

Zustände zu beseitigen, die unter Verstoß 
gegen Bestimmungen dieser Satzung her-
beigeführt worden oder entstanden sind. 
Sie kann insbesondere Maßnahmen an-
ordnen, um drohende Beeinträchtigungen 
öffentlicher Abwasseranlagen zu verhin-
dern und um deren Funktionsfähigkeit auf-
recht zu erhalten. Dies gilt ebenso für Maß-
nahmen, um eingetretene Beeinträchti-
gungen zu minimieren und zu beenden, 
sowie, um die Funktionsfähigkeit der Ab-
wasseranlagen wiederherzustellen. 
 
(2) Der Grundstückseigentümer und die 
sonstigen Benutzer haften für schuldhaft 
verursachte Schäden, die infolge einer 
unsachgemäßen oder den Bestimmungen 
dieser Satzung widersprechenden Benut-
zung oder infolge eines mangelhaften Zu-
stands der privaten Grundstücksentwässe-
rungsanlagen entstehen. Sie haben die 
Stadt von Ersatzansprüchen Dritter freizu-
stellen, die wegen solcher Schäden gel-
tend gemacht werden. Gehen derartige 
Schäden auf mehrere private Grund-
stücksentwässerungsanlagen zurück, so 
haften deren Eigentümer oder Benutzer als 
Gesamtschuldner. 
 
 

§ 33 Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 124 
Abs. 1 SächsGemO handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig 
 
1. entgegen §  3 Abs. 1 das Abwasser 

nicht der Stadt überlässt, 
 

2. entgegen § 6 Abs. 1 bis 3 von der Ein-
leitung ausgeschlossene Abwässer 
oder Stoffe in die öffentlichen Abwas-
seranlagen einleitet oder die vorge-
schriebenen Grenzwerte für 
einleitbares Abwasser nicht einhält, 

 
3. entgegen § 7 Abs. 1 Abwasser ohne 

Behandlung, Drosselung oder Speiche-
rung in öffentliche Abwasseranlagen 
einleitet, 

 
4. entgegen einer auf Grundlage von § 7 

Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 erlassenen Re-
gelung Abwasser einleitet, 

 
5. entgegen § 7 Abs. 3 sonstiges Wasser 

oder Abwasser, das der Beseitigungs-

pflicht nicht unterliegt, ohne besonde-
re Genehmigung der Stadt in öffentli-
che Abwasseranlagen einleitet, 

 
6. entgegen § 12 Abs. 1 einen vorläufigen 

oder vorübergehenden Anschluss nicht 
von der Stadt herstellen lässt, 

 
7. entgegen § 13 Abs. 1 einen Anschluss 

an die öffentlichen Abwasseranlagen 
ohne schriftliche Genehmigung der 
Stadt herstellt, benutzt oder ändert, 

 
8. die private Grundstücksentwässe-

rungsanlage nicht nach den Vorschrif-
ten des § 14 und § 15 Abs. 3 Satz 2 und 
3 herstellt, 

 
9. die Verbindung der privaten Grund-

stücksentwässerungsanlage mit der öf-
fentlichen Abwasseranlage nicht nach 
§ 15 Abs. 3 Satz 1 im Einvernehmen mit 
der Stadt herstellt, 

 
10. entgegen § 16 Abs. 1 die notwendige 

Entleerung und Reinigung der Ab-
scheider nicht rechtzeitig vornimmt, 

 
11. entgegen § 16 Abs. 3 Zerkleinerungsge-

räte oder ähnliche Geräte an eine pri-
vate Grundstücksentwässerungsanlage 
anschließt, 

 
12. entgegen § 18 Abs. 1 die private 

Grundstücksentwässerungsanlage vor 
Abnahme in Betrieb nimmt, 

 
13. entgegen § 30 seinen Anzeigepflichten 

gegenüber der Stadt nicht, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig nach-
kommt. 

 
(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 6 Abs. 2 
Nr. 2 SächsKAG handelt, wer vorsätzlich  
oder leichtfertig seinen Anzeigepflichten 
nach § 30 nicht, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig nachkommt. 

 
(3) Die Vorschriften des Sächsischen Ver-
waltungsvollstreckungsgesetzes 
(SächsVwVG) bleiben unberührt. 
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7. Teil – Übergangs- und Schlussbestim-
mungen 

 
 

§ 34 Unklare Rechtsverhältnisse 
 

Bei Grundstücken, die im Grundbuch noch 
als Eigentum des Volkes eingetragen sind, 
tritt an die Stelle des Grundstückseigentü-
mers nach den Vorschriften dieser Satzung 
der Verfügungsberechtigte im Sinne von 
§ 8 Abs. 1 des Vermögenszuordnungsge-
setzes (VZOG) in der jeweils geltenden 
Fassung. 

 
§ 35 In-Kraft-Treten 

 
(1) Soweit Abgabenansprüche nach dem 
bisherigen Satzungsrecht auf Grund des 
SächsKAG oder des Vorschaltgesetzes 
Kommunalfinanzen bereits entstanden 
sind, gelten anstelle dieser Satzung die 
Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt 
des Entstehens der Abgabenschuld gegol-
ten haben. 
 
(2) Diese Satzung tritt nach öffentlicher 
Bekanntmachung zum 01.07.2015 in Kraft. 
 
Gleichzeitig treten die Abwassersatzung 
des ehemaligen AZV „Oberes Müglitztal“ 
vom 03.09.1996 in der Fassung der 4. Ände-
rungssatzung vom 27.10.2010 (veröffent-
licht in der Sächsischen Zeitung, Ausgabe 
Dippoldeswalde vom 16.11.2010) und die 
Abwassersatzung der Stadt Altenberg Orts-
teil Neu-Rehefeld vom 14.04.1997 (veröf-
fentlicht in der Sächsischen Zeitung, Aus-
gabe Dippoldiswalde vom 30.04.1997) 
außer Kraft. 
 
Ausgefertigt: 
 
Altenberg, den 12.05.2015 
 
 
 
 
Kirsten     (Siegel) 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 

Hinweis nach § 4 Abs. 4 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Sachsen 
(SächsGemO): 
 
Nach § 4 Abs. 4 SächsGemO gelten Sat-
zungen, die unter Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der  
SächsGemO zustande gekommen sind, ein 
Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von 
Anfang an gültig zustande gekommen. 
Dies gilt nicht, wenn 
 
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder 

fehlerhaft erfolgt ist, 
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der 

Sitzungen, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt 
worden sind, 

3. der Bürgermeister dem Beschluss nach  
§ 52 Abs. 2 SächsGemO wegen Geset-
zeswidrigkeit widersprochen hat, 

4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 
SächsGemO genannten Frist 

a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Be-
schluss beanstandet hat oder 

b) die Verletzung der Verfahrens- und 
Formvorschrift gegenüber der Stadt un-
ter Bezeichnung des Sachverhaltes, der 
die Verletzung begründen soll, schriftlich 
geltend gemacht worden ist. 

 
Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 oder 
4 geltend gemacht worden, so kann auch 
nach Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 
SächsGemO genannten Frist jedermann 
diese Verletzung geltend machen. 
 
 
Altenberg, den 12.05.2015 
 
 
 
Kirsten      
Bürgermeister 
 


